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Schädliche Muschelart soll sich nicht weiter ausbreiten
Nach dem Quaggamuschel-Fund im Zürichsee verbietet der Kanton die Verlagerung von Booten in den Greifen-, Pfäffiker- und Türlersee

ISABEL HEUSSER

Ein Forscherteam des Wasser-
forschungsinstituts Eawag hat Anfang
September im Zürcher Seebecken so-
wie vor Thalwil einzelne Exemplare der
schädlichen Quaggamuschel gefunden.
Aufgrund der Grösse der Muscheln ist
davon auszugehen, dass diese sich be-
reits seit einiger Zeit im Zürichsee be-
finden, wie die Baudirektion des Kan-
tons Zürich mitteilt.

Regatta abgesagt

Es besteht die Gefahr, dass die Muschel
mit Booten in andere Zürcher Seen
verschleppt wird. Deshalb verfügt der
Kanton Zürich per sofort ein Einwasse-
rungsverbot für den Greifen-, den Pfäffi-
ker- und den Türlersee. Dies soll verhin-
dern, dass die Quaggamuschel auch in
diese Seen gelangt und deren wertvolle
und geschützte Ökosysteme gefährdet.

Wegen des Verbots hat nun der Se-
gelclub am Pfäffikersee seine Regatta
am 28. September abgesagt, wie die
Tamedia-Zeitungen berichteten. Zwar
gebe es an der Regatta nur wenige aus-
wärtige Teilnehmer, aber das Einwas-
serungsverbot gelte auch für Boote auf
Trockenplätzen, erklärte der Präsident
des Klubs. Er bezeichnet das Verbot als
einschneidend. Dieses gilt, bis andere
Vorgaben zum Schutz der Zürcher Ge-
wässer vor invasiven gebietsfremden
Tieren und Pflanzen umgesetzt sind.
Boote, die sich bereits in einem dieser
Seen befinden, dürfen dort bleiben.

Die Quaggamuschel stammt ur-
sprünglich aus dem Schwarzmeerraum
und ist mittlerweile in grossen Teilen
Europas und Nordamerikas verbrei-
tet. Erkennbar ist sie an der abgerunde-
ten Schale. Erstmals in Schweizer Seen
nachgewiesen wurde sie im Jahr 2014.
Seither breitet sich die schädliche Art,
die sich ganzjährig fortpflanzen kann,

rasant aus. Sie verdrängt einheimische
Tierarten und kann Wasserfassungen für
Trinkwasser und Energienutzung ver-
stopfen sowie Ufer- und Hafenanlagen
überwuchern.Wenn die Muschel einmal
in einem Gewässer nachgewiesen ist, ist
es kaum möglich, sie wieder loszuwer-
den. Zentral ist deshalb, jene Gewässer
zu schützen, in denen sie nach aktuellem
Kenntnisstand noch nicht vorkommt.

2025 soll das Einwasserungsver-
bot abgelöst werden durch eine Rege-
lung, wonach Besitzerinnen und Besit-
zer aller im Kanton Zürich immatriku-
lierten Boote aufgefordert werden, ein
Heimgewässer zu deklarieren. Das Boot
darf nur noch in diesem einen Gewäs-
ser verkehren, ein Wechsel von einem
Gewässer in ein anderes ist nicht er-
laubt. Allerdings sollen Bootsbesitzer
mit Trockenplatz ihr Boot wieder im
Greifen-, Pfäffiker- oder Türlersee ein-
wassern können, wenn sie diesen zu-
vor als Heimgewässer deklarieren. Die
Massnahme soll so lange gelten, bis die
Schiffsmelde- und -reinigungspflicht ein-
geführt wird. Ab 2025 bis zu deren Ein-
führung sollen ausserkantonale Boote
nicht mehr in Zürcher Seen und Fluss-
abschnitten einwassern dürfen.

Die geplanten Massnahmen sind ge-
mäss Baudirektion auch für den Zü-
richsee nach wie vor wichtig, weil neben
der Quaggamuschel weitere invasive

gebietsfremde Arten Schaden anrich-
ten können. Darunter beispielsweise
das Schmalrohr, eine Wasserpflanze, die
im Genfersee und in den Tessiner Seen
dichte Teppiche bildet und die Wasser-
qualität beeinträchtigt.

Gefahr auch bei Kanus

Auch bei Kleinbooten und Wasser-
sportausrüstung bestehe eine gewisse
Gefahr, dass von Auge kaum sichtbare
Pflanzen und Lebewesen von einem Ge-
wässer ins nächste mitreisen. Stand-up-
Paddels, Kanus, Ruder- oder Schlauch-
boote sollten deshalb gemäss Baudirek-
tion bei jedem Gewässerwechsel kon-
trolliert, mit heissem Wasser gereinigt
und getrocknet werden. Das Gleiche
gilt für Fischerei- und Tauchausrüstung.
Der Kanton macht mit der Kampagne
«Vorsicht, blinde Passagiere» seit meh-
reren Jahren auf diese Verhaltensregeln
aufmerksam.

Die Quaggamuschel kannWasserfassun-
gen für Trinkwasser verstopfen. KEYSTONE

Ökologie steht für die wenigsten im Vordergrund
Greencity wurde als Vorzeigeprojekt für nachhaltiges Wohnen gebaut – wer lebt heute in der Siedlung?

HOLGER SCHENK

Die Anfänge der Siedlung Greencity
waren von Kontroversen um den Ge-
staltungsplan des Modellquartiers be-
gleitet. Zwängerei durch Umwelt- und
Sozialauflagen, monolithische Beton-
bauten in gleichförmiger Architek-
tur, so lauteten Kritiken. Die Vorbe-
halte gegenüber der Überbauung auf
dem Areal der ehemaligen Sihl-Papier-
fabrik am Zürcher Stadtrand waren
gross, als 2017 die ersten der insge-
samt 731 Wohnungen bezogen wer-
den konnten. Greencity wurde nach
den Zielen der 2000-Watt-Gesell-
schaft erbaut: Es sollte eine Siedlung
sein, die gut fürs Klima ist. Wer lebt
heute dort – und wie?

Das Café Olive ist Teil der Überbau-
ung. Meret und Mandeep Sagoo, die in
der Siedlung wohnen, sind oft hier. Das
junge Paar lebte einige Jahre in Irland.
Mandeeps Familie ist in London behei-
matet. Im Juni 2022 sind sie nach Zürich
nach Greencity gezogen. «Hier habe ich
keine Angst, als Frau allein mit dem
Hund rauszugehen – anders als in Oer-
likon», sagt Meret Sagoo. Die Juristin
ist in Zürich geboren und sagt, sie emp-

finde darüber hinaus das soziale Umfeld
mit vielen verschiedenen Nationalitäten
als bereichernd.

Mandeep Sagoo wohnte zunächst
acht Monate allein in einem Appar-
tement, bevor die beiden gemeinsam
nach Greencity übersiedelten. Er, der
beruflich als Product-Manager tätig ist,
möchte wie damals in London wie-
der seine Dienste als Freizeit-DJ an-
bieten. «Das Beste aus beiden Wel-
ten», so beschreibt er die Wohnsitua-
tion in der 4,5-Zimmer-Wohnung bei
einer Miete von 3930 Franken: Urba-
nität und Bezahlbarkeit.

Politischer Streit zuvor

Die Idee von Greencity war, dass alltäg-
liche Besorgungen im Quartier gemacht
werden können. Doch noch ist nicht
alles in erreichbarer Nähe. Ein Arzt zog
wieder fort aus dem Quartier, eine Apo-
theke fehlt. Unter jüngeren Leuten sei
eine grössere Fluktuation zu bemerken,
häufig aus beruflichen Gründen oder
weil eine Beziehung ende, sagen Meret
und Mandeep Sagoo. Positiv empfinden
beide, dass es viele junge Familien mit
Kindern in das Quartier zieht.

Bei einer Volksabstimmung im Jahr
2008 entschied das Zürcher Stimmvolk
mit einer Dreiviertelmehrheit, den Weg
zu einer 2000-Watt-Gesellschaft zu be-
schreiten. Die Anfänge von Green City
liegen noch weiter zurück: Die Pla-
nung begann im Jahr 2000, 2014 war
Baubeginn. Für das Generalunterneh-
men Losinger Marazzi bedeutete dies,
ein Grossprojekt mit 12 verschiede-
nen Eigentümern für 13 Gebäude auf 8
Hektaren zu erstellen.

Um die Ausrichtung gab es politische
Auseinandersetzungen. Im Gemeinde-
rat wurde schliesslich von der links-
grünen Mehrheit ein Anteil an Genos-
senschaftswohnungen von einem Drit-
tel für das neue Quartier durchgesetzt.
Die Nachfrage ist gross: Momentan ver-
zeichnen die Genossenschaften Hun-
derte von Anfragen wegen Wohnraum
im Quartier.

Manu Heim, die seit 2017 in der Sied-
lung lebt, bezeichnet sich als Genossen-
schaftskind. Mit dem Erstbezug im Jahr
2017 gehört ihre Familie zu den Pionie-
ren im Quartier. Zusammen mit Toch-
ter Lenja hat sie sich im Café Wüst ein-
gefunden. Heim erzählt von ihrem En-
gagement im Quartiernetz Manegg,

einem lokalen Verein für die Manegg.
Ziel sei es, die Menschen vor Ort zu-
sammenzubringen und einer Anonymi-
tät vorzubeugen .

«Das Quartier ist nicht geschichts-
los. Im Gestaltungsplan atmet der Geist
der nuller Jahre.» Damit meint Heim,
die eine Stelle an der ETH Zürich
bekleidet, die Idee von Greencity als
Dorf in der Stadt – mit urbaner Gesin-
nung. Ihr eigener Lebensentwurf passe
nicht in eine Agglomeration. Dennoch
lege sie Wert darauf, dass man einan-
der kenne. Im Quartier lebt eine grosse
Zahl gut ausgebildeter Expats. Tochter
Lenja kommt in ihrer Aufzählung auf
dreizehn Sprachen, die in dem 2023 er-
öffneten Schulhaus Allmend vertreten
seien. Die Schule bietet Nachmittags-
betreuung, eine Mensa und spezielle
Förderungen von Sprachen bis Begab-
tenförderung.

Kinder bestimmen das Bild

In Greencity ist die App «beUnity
Manegg» das verbindende Element.
Hierüber laufen der Austausch von In-
formationen über Anlässe wie Tausch-
börsen und Märkte oder Verkäufe von
Gebrauchsartikeln – vom Babyflaschen-
wärmer bis zum Ikea-Regal. Es gibt
Gruppenaktivitäten wie das «Guerilla-
Stricken» und den Filmklub. Oder Hin-
weise auf Falschparker.Hier werden Pro-
jektideen und Kochrezepte geteilt. 1515
Accounts zählt die App, die von Manu
Heim als Administratorin betreut wird.

Ein Merkmal der Umgebung ist die
allgegenwärtige Präsenz von Kindern
und ihren Betreuungspersonen – zu-
meist Frauen. So entstanden auf dem
Areal sieben Kindergärten und Horte.

Die Bewohnerin Cristina Solé lebt
seit vier Jahren in Greencity. Für ihre
60-Quadratmeter-Wohnung, die nicht
genossenschaftlich ist, bezahlt sie 2350
Franken. Die Wohnung sei komforta-
bel, und sie erlebe keinen Zwang zu
ökologischem Verhalten, sagt die
72-Jährige. Die Pensionärin kam vor
vielen Jahren von Barcelona in die
Schweiz und arbeitete für Behörden
als Dolmetscherin. Schmunzelnd fügt
sie hinzu, dass die Mieten in Barcelona
günstiger seien. Trotz den nüchtern an-
mutenden Betonbauten schätze sie die
Nähe zur umgebenden Natur des Sihl-
tals und der Albiskette.

Am kulturellen Leben nimmt Solé
nicht so sehr teil; sie geniesse die Anony-
mität. Vorteilhaft sei die gute Erreich-
barkeit von Innenstadt und Flughafen.
Seit ihrer Pensionierung beschäftige
sie sich mit Malen und dem Hüten der
Enkelkinder.

Im Quartier sei viel junges Leben
mit unterschiedlichen Nationalitäten
und einer grossen Zahl von Akademi-

kern. Es lasse sich hier einfach woh-
nen – die Haltestelle Morgental mit bes-
seren Einkaufsmöglichkeiten sei gut mit
dem Bus zu erreichen, zum See seien
es mit dem Bus acht Minuten. Die Kri-
tik an Gestaltung und Realisierung von
Greencity ist bei den Bewohnern of-
fenbar kein grosses Thema. Das soziale
Leben, die Möglichkeiten für Familien,
Kinder und eben auch Singles stehen
im Alltag im Vordergrund.

Die «Seele» des Quartiers hat der
Künstler Lukas Sander zu fassen ver-
sucht. «Unfinished – eine Heim-
suchung»: So lautet der Titel des Vi-
deowalks, den Sander installiert hat.
Der Konzeption des Rundgangs gin-
gen zweijährige Recherchen voraus.
Die Teilnehmer werden per Film, ab-
gespielt auf einem Tablet, durch Green-
city, unter der Siedlung hindurch sowie
darüber hinweg geführt.

Via Kopfhörer leitet und begleitet
eine lyrische Stimme durch die urbanen
Schauplätze: «Eine künstliche Landschaft
als Wüste aus Steinen . . . um es jeglicher
Belebung so schwer wie möglich zu ma-
chen», ertönt es aus den Kopfhörern. Es
ist ein Auszug aus dem facettenreichen
Rundgang durch Gebäude, Tiefgaragen
über Plätze bis hin zu versteckten Brach-
flächen. «Eine Wüste der Rationalität, in
der kein noch so kleiner unerklärlicher
Rest existiert», tönt es weiter.

In der Tat lässt die fast lückenlose
Versiegelung mit dem Vulkangestein
Andesit als Pflaster über dem zentralen
Maneggplatz für Zufälliges kaum Raum.
Der Gesamtprojektleiter für Greencity
war Alain Capt bei Losinger Marazzi.
Er sagt, dass heute der Biodiversität und
einer grüneren Gestaltung von Anfang
an wohl grössere Bedeutung zukom-
men würde. Laut ihm tragen die ge-
wachsenen, vor allem genossenschaft-
lichen Strukturen jedoch ihren Teil zur
Nachhaltigkeit bei.

Bewohner sorgen für Grün

So sind es die Bewohner, die in Eigen-
initiative für frisches Grün in Green-
city sorgen. Hochbeete und Ranken-
pflanzen setzen erste Akzente in einem
Quartierbild mit stark funktionaler
Struktur – Weichzeichner in einem
Siedlungsbild mit strengen Linien und
harten Kontrasten.

Derweil wird zehn Jahre nach Bau-
beginn das letzte Gebäude des ersten
in der Schweiz zertifizierten 2000-Watt-
Areals erstellt: ein Neubau mit 179
Alterswohnungen und 3500 Quadrat-
metern Büro- und Gewerbeflächen.
Die Vermarktung beginnt im dritten
Quartal dieses Jahres. Das Herzstück,
laut Beschreibung, soll dann ein be-
grünter Innenhof mit Bäumen, Bee-
ten und Sitzbänken bilden.

Die Überbauung Greencity entstand auf demAreal der ehemaligen Papierfabrik Sihl. MAURICE GRÜNIG / BAUGESCHICHTLICHES ARCHIV
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Die umstrittene Doppelrolle der Silvia Steiner
Die Bildungsdirektorin beaufsichtigt sich selbst – das sei «schräg», finden ihre Gegner

GIORGIO SCHERRER

Sie ist die unangefochtene Chefin, aber
soll sie es bleiben?Diese Frage stellte das
Zürcher Kantonsparlament am Montag,
und zwar an dieAdresse der Zürcher Bil-
dungsdirektorin Silvia Steiner (Mitte).

Diese hat nämlich schon das gesamte
Zürcher Bildungswesen unter sich.Aber
damit nicht genug:Sie ist auch die Chefin
der zwei grössten Hochschulgebilde im
Kanton: der Universität Zürich und der
Zürcher Fachhochschulen.Denn:Steiner
ist neben ihremRegierungsamt auchPrä-
sidentin des Universitäts- und Fachhoch-
schulrats, des Verwaltungsrats der Hoch-
schulen. Es ist ein mächtiges Gremium,
das über die strategischeAusrichtung der
Hochschulen entscheidet, deren Leitung
bestimmtundüberdieSchaffungundBe-
setzung von Professuren befindet.

Eine Politikerin als Chefin unabhän-
giger Forschungseinrichtungen? Eine
Regierungsrätin, die sich durch ihre
Doppelfunktion quasi selbst beaufsich-
tigt?Dasgehenicht,findenPolitikerinnen
und Politiker aus den Reihen von FDP,
SP,GLP und Grünen.Diese in Bildungs-
fragen seltene Allianz schickte am Mon-
tag eine Protestnote in Richtung Steiner.

«Wenn, dann haben wir versagt»

«Schräg» nannte Urs Glättli (GLP) die
Konstellation.Sie führe zuklaren Interes-
sen- und Rollenkonflikten, meinte Marc
Bourgeois (FDP). Und Livia Knüsel
(Grüne) sprachvoneinemklarenVerstoss
gegen die Prinzipien der Good Gover-
nance.Das habe unlängst eine Reihe von
Gutachtengezeigt.Sie sindderAnlass für
den Vorstoss. «Vielleicht machen Sie das
gut,vielleicht auch nicht», sagteGlättli an
Steiners Adresse. «Aber darum geht es
nicht!» Es gehe ums Prinzip.

Genau das kritisierte die politisch
bunt zusammengewürfelte Gegenseite,
die nichts gegen Steiners Präsidentinnen-
rolle hat. Gegen die «Modeerscheinung
Good Governance» wandte sich Hans-
peter Hugentobler (EVP). «Wir halten
nicht viel von Veränderungen um der
Veränderung willen. Warum sollen wir
ohne Grund ein Erfolgsmodell abschaf-
fen?» Einen Schritt weiter ging Rochus
Burtscher (SVP). Er wies darauf hin,
dass es das Zürcher Kantonsparlament
schon heute in der Hand habe, eine an-
dere Präsidentin als die Bildungsdirekto-
rin zu wählen. «Wenn überhaupt, haben
wir als Kantonsräte versagt.»

DieheutigeRegelung sei jedochdurch-
aus sinnvoll,sagteBurtscher.«BeiProble-
men muss die Präsidentin politische Ver-
antwortung übernehmen und den Kopf
hinhalten.Wir sollten ihr nicht helfen,sich
aus der Verantwortung zu ziehen.» Ihm
wäre es nie in den Sinn gekommen, die
frühere SP-Bildungsdirektorin aus dieser
Rolle zu drängen, nur weil er oft mit ihr
uneinig gewesen sei, so der SVP-Politiker.

MehrUnabhängigkeit also –oder eine
klare Verantwortungskette? Diese Frage
stellt sich nicht nur im Bildungsbereich,
sondern auch bei anderen staatsnahen
Organisationen. Ein Blick auf ähnliche
Fälle zeigt dabei: So viel Einfluss wie in
der Bildung haben Zürcher Regierungs-
mitglieder nirgends. Bei den Elektrizi-
tätswerken des Kantons, beim Flughafen
oderbeimOpernhaus sitzendie zuständi-
genRegierungsrätinnenundRegierungs-
räte zwar imVerwaltungsrat, präsidieren
ihn aber nicht.

BeimStromkonzernAxpoundbei der
Zürcher Kantonalbank gibt es gar keine

Regierungsmitglieder im obersten Füh-
rungsgremium. Bei den kantonalen Spi-
tälern haben sie zwar Einsitz, aber nur
eine beratende Stimme. Beim Zürcher
Universitätsspital war das entscheidend,
als es umdieVerantwortung für diediver-
sen Skandale der letzten Jahre ging. Die
Gesundheitsdirektorin Natalie Rickli
(SVP) kritisierte den Spitalrat, das Lei-
tungsgremiumdesSpitals,mehrfach fron-
tal und forderte eine bessereAufklärung.
Soetwaswärebei ähnlichenSkandalenan
derUniversitätZürichundenkbar –Silvia
Steiner müsste sich in einem solchen Fall
gewissermassen selbst kritisieren.

Dass Rickli im Leitungsgremium
des Spitals nicht mitentscheidet, hatte
allerdings auch zur Folge, dass sie die
Verantwortung für alle Missstände be-
quem dem Spitalrat und dessen ehema-
ligem Präsidenten Martin Waser (SP)
zuschieben konnte.

Aufschlussreich ist auch das Beispiel
des Stromkonzerns Axpo. Dort wurde
2016 entschieden, die Regierungsmit-

glieder der Eigentümerkantone bewusst
aus dem Verwaltungsrat zu verban-
nen. «Experten statt Politiker» lautete
das Versprechen. Diese Strategie stiess
allerdings an ihre Grenzen, als dieAxpo
vor zwei Jahren angesichts der damali-
gen Stromknappheit auf einen finan-
ziellen Rettungsschirm angewiesen war.
Die Kantone – eigentlich die Eigentü-
mer – verschliefen die Sache. Der Bund
musste eingreifen.

Die Good Governance stösst offen-
sichtlich dort an ihre Grenzen, wo ein
staatsnaher Betrieb ein politisches Man-
dat zu erfüllen hat, für dessenErreichung
es politische Führung braucht. Nicht zu-
fällig hat auch die Axpo neben dem ent-
politisiertenVerwaltungsrat einSchatten-
gremium der Eigentümerkantone ein-
gerichtet – das sogenannte «politische
Gremium», das sich mindestens zweimal
jährlich trifft, auf der Konzernwebsite
aber keine Erwähnung findet.

Was die Good Governance bei den
Zürcher Hochschulen angeht, gibt es

schon seit Jahren Kritik an der Doppel-
rolle der Bildungsdirektorin. 2008 schei-
terte der ersteVersuch, sie in den Hoch-
schulrätenzuentthronen,2016der zweite.

Dieses Mal könnte es jedoch klap-
pen:Mit 108 zu 65 Stimmen schickte das
Kantonsparlament amMontag eine Pro-
testnote bezüglich der geltenden Präsi-
diumsregel an den Regierungsrat. Da es
formell um die Abschreibung eines Pos-
tulats ging, blieb es bei der symbolischen
Geste.Zweiparlamentarische Initiativen,
die einDoppelmandat verbietenwürden,
haben damit aber gute Chancen auf eine
Annahme. Sie kamen am Montag aller-
dings noch nicht zur Abstimmung.

Überraschender Gegenkandidat

Interessant ist dabei die Wandlung der
SP. Sie befürwortete vor acht Jahren
noch den Status quo. Nun ist sie da-
gegen. Als Grund gab sie eine Reihe
von juristischen Gutachten an, gemäss
denen Regierungsrat und Aufsichts-
gremium möglichst getrennt operieren
sollten. Neu ist diese Erkenntnis aller-
dings nicht. Schon 2008 kam der Zür-
cher Rechtsprofessor Georg Müller zu
dem Schluss, die derzeitige Konstella-
tion führe dazu, dass ein Regierungs-
ratsmitglied «die Tätigkeit eines Organs
zu kontrollieren hat, dem es selbst an-
gehört». Das könne zu Interessenkon-
flikten führen. Es gelte deshalb «auf
solche Doppelmitgliedschaften zu ver-
zichten, wenn der Kanton seine Interes-
sen ohne diese Vertretung ausreichend
wahrnehmen kann».

Anders als damals glaubt heute eine
Mehrheit des Kantonsparlaments offen-
sichtlich,dassdasmöglichwäre.SilviaStei-
ners Tage als Präsidentin der Universität
Zürich und der Fachhochschulen könn-
ten damit gezählt sein. Der GLP-Mann
Glättli brachte gar schon einen Gegen-
kandidatenalsPräsidentendesFachhoch-
schulrats ins Spiel: den am Montag neu
ins Gremium gewählten Rechtsprofessor
Thomas Gächter.

Das letzteWort ist aber noch nicht ge-
sprochen. Steiner selbst beschränkte sich
im Kantonsrat auf eine ironische Stel-
lungnahme. Sie bemerkte, dass das Par-
lament sich damit eigentlich vor allem
selbst beschneide – indem es sich die
Möglichkeit nehme, ein Regierungsmit-
glied in die entsprechenden Gremien zu
wählen.«Aber»,schloss Steiner,«Siewer-
den in IhrerWeisheit sicher das Richtige
entscheiden.»

Silvia Steiner for President? Damit sind nicht alle einverstanden. SEVERIN BIGLER / AZM

Fremdenfeindliche Flyer an der ETH
Die Absender sind unbekannt – die Hochschule reagiert mit einer E-Mail an ihre Studenten

ANDREA MARTI

«Ausländer Fuck Off» steht auf dem
Flyer. Und gleich darüber: «Ihr habt
unser schönes Land in ein von Auslän-
dern befallenes Drecksloch verwan-
delt.» Dieser Flyer ging vergangene
Woche an Empfängerinnen und Emp-
fänger in der ganzen Schweiz, unter
ihnen auch Studenten der ETH Zürich.
Das hat die Hochschule nun zu einer
Reaktion veranlasst.

Im Flyer werden «Ausländer» pau-
schal dazu aufgefordert, die Schweiz zu
verlassen. Sie seien illegal im Land und
sollten gehen, «bevor 2025 Krawalle
ausbrechen».Der auf Englisch verfasste
Flyer wird den Studierenden geschickt,
während im Kanton Zürich derAbstim-
mungskampf um Stipendien für vorläu-
fig aufgenommene Asylsuchende läuft.
An der ETH sind rund 7200 ausländi-
sche Studierende eingeschrieben.

Auch Expats betroffen

Auf dem Flyer sind auch rassisti-
sche Untertöne erkennbar, etwa wenn
Migranten für die angebliche «kultu-
relle Entfremdung der Schweiz» ver-
antwortlich gemacht werden. Auch mit
einer Insektenplage («foreigner-infes-

ted») werden Ausländer verglichen.
Auffallend ist: Auf dem Flyer sind nur
europäische Flaggen zu finden, Fotos
davon kursieren auch unter Expats.
So berichtet etwa das Portal «The Lo-
cal», das sich an Expats richtet, über
den Flyer.Asylsuchende aus Herkunfts-
ländern wie Eritrea oder Afghanistan
scheinen nicht zu den Adressatinnen
und Adressaten zu gehören.

DieETHZürich schreibt aufAnfrage
derNZZ,dassunklar sei,werdieFlyer er-
halten habe.DerVerband der Studieren-
den der ETH (VSETH) berichtet, dass
der Flyer an Studierende geschickt wor-
den sei,die für ein Studiumaus demAus-
land in die Schweiz gekommen sind.Die
Betroffenenhätten«schockiert» reagiert,
sagt VSETH-Präsidentin Julia Bogdan.
Es herrsche grosses Unverständnis.

Die ETH reagiert von oberster Stelle
auf den Flyer. Die gesamte ETH-Lei-
tung wandte sich vergangenen Freitag
per Mail an sämtliche Studenten und
Studentinnen. Neben Präsident Joël
Mesot sind das Rektor Günther Disser-
tori sowie die fünf Vizepräsidenten und
Vizepräsidentinnen. In der Mail, die der
NZZ vorliegt, kritisiert die Schulleitung
den Flyer und versichert: «Menschen
aus allen Ländern sind bei uns willkom-
men. Vielfalt ist die Grundlage unseres

Erfolges als Institution. Das sind unsere
Werte, und diese werden wir unter kei-
nen Umständen aufgeben.»

Keine weiteren Massnahmen

Weitere Massnahmen treffen wird die
ETH hingegen nicht. «Der Inhalt der
Flyer betrifft nicht direkt das Studium
oder die Arbeit an der ETH», schreibt
ETH-Sprecherin Franziska Schmid auf
Anfrage. Deshalb seien keine weiteren
Massnahmen nötig. Die ETH fordert
ihre Studierenden dazu auf, sich an die
Beratungsstellen der ETH zu wenden,
wenn es zu rassistischen oder fremden-
feindlichen Vorfällen kommt.

Wer den Flyer verschickt hat, ist bis
jetzt unbekannt. «Eidgenössischer Wi-
derstand 78p» steht klein gedruckt am
Rand des Flyers. Unter diesem Namen
tritt aber niemand öffentlich in Erschei-
nung. Die rechtsextreme Gruppierung
«Junge Tat» gibt an, nicht hinter der
Aktion zu stehen, wie sie auf dem Kurz-
nachrichtendienst X schreibt.Die Grup-
pierung ist in der Vergangenheit wie-
derholt mit ausländerfeindlichen Flyer-
Aktionen aufgefallen.Bei der Stadtpoli-
zei Zürich sind wegen der Flyer bisher
keine Anzeigen eingegangen.

Weiterer Artikel, Seite 21

250 000 Franken jährlich
für Standortförderung
Kritik von linker Seite an Beitrag für Greater Zurich Area

ISABEL HEUSSER

DieStadtZürich zahlt derStandortförde-
rungsorganisation Greater Zurich Area
(GZA) weiterhin 250 000 Franken pro
Jahr. Dies hat das Stadtparlament am
Mittwoch entschieden. Ziel der GZA ist
es, Firmen in den Grossraum Zürich zu
locken, wobei Grossraum ein weiter Be-
griff ist: Die Organisation ist ein Zusam-
menschluss von Standortförderungsstel-
len der Kantone Glarus, Graubünden,
Schaffhausen, Solothurn, Schwyz, Uri,
Zug,Zürich,Tessin sowiederStadtZürich
und der RegionWinterthur.

Im Jahr 2023 sind 89 ausländische
Unternehmen mithilfe der GZA und
der kantonalen Standortförderungen in
den Zürcher Wirtschaftsraum gekom-
men – das sind 20 weniger als im Jahr
davor. Finanziert wird die GZA von pri-
vaten Grossfirmen und den angeglieder-
tenKantonen.InderPolitik sindderNut-
zen derGZAund damit auch die von der
öffentlichen Hand gesprochenen Gelder
umstritten. Das zeigte sich auch an der
Diskussion im Stadtparlament. Grüne
und AL lehnten die weitere Finanzie-
rung ab. Man sei gegen ein rein «quan-

titatives Wachstum», sagte Urs Riklin
(Grüne). Sophie Blaser von der AL er-
klärte, Zürich brauche nicht noch mehr
Firmen, deren Mitarbeitende in über-
teuerten Wohnungen oder Business-
Apartments lebten.

Die AL zweifelte ausserdem die Be-
mühungen der GZA für mehr Nachhal-
tigkeit an.Die SP, die die Beiträge an die
Standortförderungauch schon infragege-
stellt hat, stimmte der Finanzierung nun
zu – obwohl die Partei ebenfalls Beden-
ken hat, wie ernst es der GZAmit ihrem
Nachhaltigkeitsgedanken sei, wie Maya
Kägi Götz sagte.

Die anderen Parteien unterstütz-
ten die Beiträge an die GZA ebenfalls.
Sabine Koch (FDP) erklärte, die Organi-
sation setze auf kleine, hochspezialisierte
und innovative Unternehmen, die wich-
tige Impulse für den qualitativen Struk-
turwandel in der Region lieferten.Anne-
CatherineNabholz vonderGLPsagte,die
GZAleiste einen«relevantenBeitrag,um
dieUnternehmenslandschaft zu stärken».
Eine grosse Branchenvielfalt erhöhe die
Krisenresistenz des Wirtschaftsstandorts
und trage auch dazu bei, dass attraktive
Arbeitsstellen für alle entstünden.


